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Welchen Sinn haben die Vorwahlen?
Macri befürwortet Abschaffung des 2,8 Mrd. Pesos teuren Urnengangs
Mauricio Macri, hier bei einer Veranstaltung der Bundespolizei, sieht die Vorwahlen kritisch. (Foto: Casa Rosada)
Buenos Aires (AT/mc) - Wozu nützen die Vorwahlen, wenn diese bei den wichtigsten Entscheidungen nur symbolischen Charakter haben? Diese Frage wirft Präsident Mauricio Macri auf und verweist auf eine aktuelle Erhebung, nach der der 2011 eingeführte Urnengang dem Steuerzahler rund 2,8 Milliarden Pesos koste.
Betrachtet man die aktuellen Kandidaturen für die Vorwahlen (PASO) am 13. August, scheinen die Erwägungen nicht unbegründet zu sein: So entschied beispielsweise Cristina Fernández de Kirchner, die während ihrer Präsidentschaft die Vorwahlen installiert hatte, dass sie bei ihrer Kandidatur zum Senat lieber mit dem neuen Bündnis „Unidad Ciudadana“ (Bürgereinheit) ohne Gegenkandidaten antritt, als sich innerhalb der Peronistischen Partei (PJ) mit ihrem einstigen Verkehrs- und Innenminister Florencio Randazzo zu messen. Mit Sergio Massa kandiert zudem ein weiterer Peronist in einem separaten Bündnis („1 País“, Ein Land) für den Senat - auch er ohne Gegenkandidaten.
Aber auch in Macris eigenem politischen Lager sieht es bezüglich der Schlüsselentscheidungen nicht anders aus: In der Hauptstadt verhinderte Macris Parteifreund und Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta, dass Martín Lousteau an einer Internwahl innerhalb der „Cambiemos“-Allianz teilnimmt. Stattdessen tritt Macris einstiger Botschafter in Washington nun mit einem eigenen Bündnis namens „Evolución“ (Evolution) an - ohne Gegenkandidaten. Genauso wie Elisa Carrió, die das Regierungslager nun ohne interne Konkurrenz bei den Vorwahlen vertritt. Auch in den anderen bevölkerungsreichen Gliedstaaten wie Córdoba, Santa Fe und Mendoza gibt es kaum echte Kampfabstimmungen innerhalb der großen Bündnisse.
Dabei war der Grundidee der Vorwahlen, dass innerhalb der Parteien bzw. Bündnisse eine Vorauswahl für die Hauptwahlen getroffen wird. Dass die erwähnten Kandidaten, die 1,5 Prozent-Hürde überspringen, um sich für die Hauptwahlen am 22. Oktober zu qualifizieren, daran dürfte kein Zweifel sein. Die Vorwahlen stellen in diesem Fall also eine kostspielige, amtliche verordnete Umfrage dar, bei der Teilnahmepflicht für die Bürger besteht.
„Seitens der Regierung sehen wir mit Sorge die Notwendigkeit, über die Funktion der Vorwahlen zu sprechen“, formulierte Kabinettschef Marcos Peña. Dieses „weltweit einzigartige Experiment“ berge „enorme Probleme“ und verstärke die Diskussion über das Wahlrecht.
Doch die Vorwahlen abzuschaffen, ist kein leichtes Unterfangen. Eine Abschaffung per Dekret des Präsidenten ist verfassungsmäßig nicht vorgesehen, und über die nötige Mehrheit im Kongress verfügt das Regierungslager nicht. Umso weniger, da Macris Koalitionspartner, die Radikale Bürger Union (UCR), bereits signalisiert hat, an den Vorwahlen festhalten zu wollen. Auch seitens der Peronistischen Partei (PJ) scheint es derzeit keine Bereitschaft zu geben, auf die Vorwahlen zu verzichten: „Es ist jetzt, wo das Gesetz gerade angewandt wird, der falsche Zeitpunkt, darüber zu diskutieren. Darüber kann man sich dann Gedanken machen, wenn man ausgewertet hat, wie es funktioniert hat“, so Jorge Landau, der Bevollmächtigte der Perón-Partei.
Interessanter sind die Vorwahlen zumindest in den kleineren Provinzen. Insgesamt gibt es in 18 von 24 Gliedstaaten bündnisinterne Ausscheidungen, wie es dem eigentlichen Sinn der Vorwahlen entspricht.
Argentinien
Razzia im Elendsviertel
Polizei stürmt „Villa 1-11-14“ in Bajo Flores
Die Ausbeute der Sicherheitskräfte bei ihrer Razzia. (Foto: Youtube)
Buenos Aires (AT/mc) - Mit einer großangelegten Aktion hat die Staatsmacht einen Schlag gegen den Drogenhandel gelandet: Mehr als 2000 Einsatzkräfte von Bundespolizei und Gendarmería stürmten am vorigen Freitag das Elendsviertel „Villa 1-11-14“ in Bajo Flores, das als die gefährlichste Gegend der Hauptstadt gilt.
Die Ausbeute der Ordnungshüter war beträchtlich: Sie stellten bei ihren 95 Hausdurchsuchungen insgesamt 504 Kilo Marihuana und 50 Kilo Kokain sicher, zudem zahlreiche Schusswaffen, eine Granate und 600 Gramm Sprengstoff. 18 Verdächtige wurden festgenommen. Unter diesen befanden sich auch Familienmitglieder von Marco Estrada Gonzáles (53), dem berüchtigten Drogenboss aus Peru, der selbst seit vorigen Dezember im Gefängnis sitzt, aber von dort immer noch das kriminelle Geschäft kontrollieren soll.
„Die Bewohner der Villa sind Geisel der Drogenbanden“, erläuterte Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta, der nach der Razzia gemeinsam mit Sicherheitsministerin Patricia Bullrich durch das Viertel ging. Die Maßnahme ist im Zusammenhang mit dem Bestreben der Stadtregierung zu sehen, die Elendsviertel zu befrieden und in die Stadt zu integrieren. Der Bürgermeister sprach von einem ersten Schritt in diese Richtung und versprach, dass der Staat von nun an in der Zone dauerhaft präsent sein werde. So werde vorerst eine Spezialeinheit der Gendarmería in der Villa bleiben.
Doch es gehe nicht nur um den Sicherheitsaspekt: Auch die Gesundheits- und Bildungssituation in dem Armengebiet soll verbessert werden, so Rodríguez Larreta, dessen Regierung in der Villa 31 in Retiro bereits ein entsprechendes Pilotprojekt begonnen hat (wir berichteten).
In der Villa 1-11-14 leben derzeit schätzungsweise 30.000 Menschen. Das Elendsviertel wurde bislang von peruanischen und paraguayischen Drogenbanden kontrolliert, die das Gebiet in Einflusszonen aufgeteilt haben. Die Villa liegt direkt am Stadion des Fußballvereins San Lorenzo, dem Lieblingsclub von Papst Franziskus. Die Fans versuchen seit Längerem, den Umzug des Clubs in den Stadtteil Boedo durchsetzen, wo San Lorenzo bis Ende der 70er Jahre seine Heimstätte hatte.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
De Vido im Visier der Justiz
Für Ex-Infrastrukturminister Julio De Vido kommt es knüppeldick: Bundesstaatsanwalt Carlos Stornelli beantragte am Dienstag Haftbefehl und Aufhebung der Immunität, die der Kirchner-treue Politiker als Mitglied der Deputiertenkammer genießt. Ebenfalls festgenommen werden soll der einstige Staatssekretär Roberto Baratta, der als rechte Hand De Vidos galt. Konkret geht es um Vorwürfe von Veruntreuung öffentlicher Gelder im Zusammenhang mit dem Kohlekraftwerk in Río Turbio in der Provinz Santa Cruz. Laut dem Gutachten der Staatsanwaltschaft sollen beide Politiker für die Unterschlagung von wenigstens 264 Millionen Pesos verantwortlich sein. Doch dies ist möglicherweise nur die Spitze des Eisbergs: Zwischen 2005 und 2015 flossen insgesamt 26 Milliarden Pesos aus öffentlichen Kassen in den Komplex Río Turbio, zu dem ein Elektrizitätswerk, eine Kohlegrube und der Zug „Eva Perón“ gehören. Letzterer funktioniert nicht, und das Kohlewerk förderte 2015 soviel wie 1951, wie die Zeitung „La Nación“ berichtete. Neben De Vido und Baratta lud Stornelli 22 weitere Funktionäre, darunter den einstige Staatssekret für Bergbau, Jorge Mayoral, sowie Atanacio Pérez Osuna, den Bürgermeister von Río Turbio, zur Vernehmung vor. (Siehe auch Wirtschaft)
Erste Einigung mit Lehrern
Nach viermonatigem Tarifkonflikt ist in der Provinz Buenos Aires eine erste Einigung mit den Lehrern erzielt worden. Am Mittwoch verständigten sich die Lehrergewerkschaften und die Provinzregierung von María Eugenia Vidal auf eine Gehaltserhöhung um 25 Prozent. Darin enthalten ist auch eine 2,5-prozentige Anpassung für inflationsbedingte Kaufkraftverluste in 2016. Sowohl Vidal als auch Gewerkschaftsfunktionär Roberto Baradel bezeichneten den Kompromiss als Erfolg. Nichtsdestotrotz gibt es noch offene Streitpunkte: Die Forderung der Provinzregierung, die 17 streikbedingt ausgefallenen Unterrichtstage in den Ferien nachzuholen, wurde bislang von den Lehrergewerkschaften abgelehnt. Diese bestehen ihrerseits auf einer Auszahlung der Gelder, die die Regierung wegen der Streiktage vom Gehalt der Lehrer abgezogen hatte.
Konsequenzen aus Amokfahrt
Ein Vorfall der unheimlichen Art hat erste Konsequenzen: Nachdem vor einigen Tagen ein psychisch gestörter Mann mit einem Auto bis zum Eingangsportal des Präsidentenpalastes fuhr, hat Präsidialamtschef Fernando de Andreis nun die diensthabenden Wachleute und den zuständigen Einsatzchef von ihren Aufgaben entbunden. Offenbar waren die Betroffenen nicht in ihren Wachhäuschen, als sich der Vorfall im Morgengrauen des 21. Juni ereignete. Ein unlängst veröffentlichtes Überwachungsvideo zeigt die Wachleute spät und einigermaßen planlos durch die Gegend laufen, als der Autofahrer, ein 41-Jähriger aus Formosa mit Wohnsitz in Lanús, mit seinem Renault 19 auf die Casa Rosada zuhielt. De Andreis nahm das Geschehene zum Anlass, erneut für eine Modernisierung der Sicherheitsanlagen um den Palast herum zu werben.
Zug nach Mar del Plata
Seit Montag fährt er wieder: der Zug vom Buenos-Aires-Stadtteil Constitución nach Mar del Plata. Dieser hatte nach Unwetterschäden im August 2015 seinen Betrieb vorübergehend eingestellt. Seitdem wurden Gleisanlagen auf einer Strecke von 208 Kilometern erneuert, 250.000 Eisenbahnschwellen neu verlegt und 600.000 Tonnen Ballast verbaut. Zur Wiedereröffnung des Fahrbetriebs waren zahlreiche Schaulustige an den insgesamt 14 Stationen. An Bord des Zuges war Guillermo Dietrich, der Verkehrsminister der Nation, sowie Provinzgouverneurin María Eugenia Vidal, die in Vivoratá, der letzten Station vor Mar del Plata, zustieg. Da es jedoch immer noch Streckenabschnitte gibt, die sich in schlechtem Zustand befinden, beträgt die Fahrtzeit insgesamt 6 Stunden und 45 Minuten - zwei Stunden mehr als vor 60 Jahren, wie die Zeitung „Clarín“ herausarbeitete.
Neuer Nazi-Fund
Die Polizei hat erneut Nazi-Devotionalien in Buenos Aires entdeckt. Wie die Behörden am vorigen Freitag mitteilten, tauchten die Relikte in einem militärischen Antiquitätenhandel im touristischen Zentrum San Telmo auf. Bei den neun Objekten soll es sich unter anderem um Medaillen, Messer und Schutzhelme handeln, alle mit Symbolen wie dem Hakenkreuz und Reichsadler versehen. Erst am 19. Juni hatte die Polizei in einem Vorort der Hauptstadt 75 Nazi-Relikte aus einer Privatsammlung beschlagnahmt (wir berichteten). Bisher gibt es keine Hinweise auf eine Verbindung der beiden Funde.
Eineinhalb Tonnen Kokain
In einem schwer zugänglichen Gebiet in der Provinz Santiago del Estero hat die Polizei mindestens 1,5 Tonnen Kokain entdeckt. Ein Teil der Drogen im Marktwert von 45 Millionen Dollar sei aus Kleinflugzeugen in der Gegend von Los Pirpintos abgeworfen worden, teilten die Behörden am Dienstagabend mit. Es handele sich um den größten Drogenfund in der Provinz, hieß es. Zwei Verdächtige wurden festgenommen. (AT/mc/dpa)
Lateinamerika
Wichtigstes Spiel des Lebens
Lionel Messi hat geheiratet / Fiesta in Rosario
Lionel Messi und Antonela Roccuzzo. (Foto: AP)
Rosario (dpa) - Der fünffache Weltfußballer Lionel Messi (30) hat seine langjährige Freundin Antonela Roccuzzo (29) im Beisein von dutzenden Fußballstars in Argentinien geheiratet. Beide gaben sich am Freitagabend (Ortszeit) in ihrer Heimatstadt Rosario das Ja-Wort, rund 300 Kilometer nördlich von Buenos Aires.
Zur Hochzeit in einem Hotel- und Casinokomplex waren rund 260 Gäste eingeladen worden, auch Popstar Shakira war mit ihrem Freund, Gerard Piqué vom FC Barcelona, angereist. Eine kirchliche Trauung gab es nicht. Die Kirche hatte Bedenken gegen die Erteilung des göttlichen Segens in einem Casino. Rund 460 Polizisten sicherten die Feier - der City-Center-Komplex liegt in einem für seine Drogenkriminalität berüchtigten Stadtteil.
Die Braut trug ein edles, figurbetontes weißes Hochzeitskleid - entworfen von der katalanischen Modedesignerin Rosa Clará. Zu den Gratulanten zählten viele weitere Kollegen Messis vom FC Barcelona, darunter Brasiliens Star Neymar und Uruguays Stürmer Luis Suárez. Der Marktwert der anwesenden Fußballer betrug nach Schätzungen rund 2,5 Milliarden Dollar (2,2 Mrd Euro).
„Dies ist das wichtigste Spiel meines Lebens“, sagte Messi laut der Zeitung „Clarin“. Er trug einen schwarzen Armani-Anzug. Sein Hochzeitsgeschenk für Antonela: Der argentinische Musiker Abel Pintos sang ihnen ihr Lieblingslied „Sin principio ni final“ („Ohne Anfang und ohne Ende“). In die Flitterwochen geht es für das Paar Berichten zufolge auf die Karibikinsel Antigua. Die Beiden kennen sich schon seit den Kinder- und Jugendtagen in Rosario. Seit rund zehn Jahren sind sie liiert und haben zwei Söhne: Thiago (4) und Mateo (bald 2).
Geschenke wollte das Paar nicht, stattdessen sollten die Gäste für eine Organisation spenden, die sich um Wohnungen für Obdachlose in Rosario kümmert. Als Festmahl hatte sich Messi ein typisch argentinisches Hochzeitsmenü gewünscht: gegrilltes Rinderfilet, Innereien (Kalbsbries) und „Bom Bom”-Würste. Dazu wurden Champagner sowie Chardonnay und Malbec-Weine gereicht.
Meinung
Schützenhilfe von Cristina
Ein Politiker profitiert von seinen richtigen Entscheidungen, aber auch von den Fehlentscheidungen seiner Opponenten. Der Aufstieg von Mauricio Macri in der argentinischen Politik hat viel mit den Fehlern der Kirchners zu tun. Als er sich 2007 für das Amt des Stadtchefs stellte, war sein Gegner der damalige Amtsinhaber Jorge Telerman, der im Wesen den Kirchnerismus vertrat. Doch der damalige Präsident Néstor Kirchner mochte ihn nicht, weil man ihn davon überzeugt hatte, dass Telerman seinen Vorgänger Aníbal Ibarra verraten und dessen Absetzung (wegen der Cromagnon-Katastrophe) herbeigeführt hatte, um in seiner Eigenschaft als zweiter Mann in der Stadtregierung die Nachfolge anzutreten. Néstor K. stellte somit Daniel Filmus als Kandidaten auf, womit die Wähler des Regierungslagers gespalten auftraten, und Macri bequem gewinnen konnte. Ohne Filmus hätte voraussichtlich Telerman gewonnen.
Bei den Wahlen vom Oktober 2015 stellte Cristina K. den Senator und ehemaligen Kabinettschef Aníbal Fernández als Kandidaten für das Amt des Gouverneurs der Provinz Buenos Aires auf, der jedoch bei den Wählern schlecht ankam, u.a., weil er in den Ephedrin-Skandal verwickelt war. Gewiss, es wurde ihm hier schließlich nichts nachgewiesen, aber der bloße Verdacht blieb dennoch an Aníbal F. hängen. Das führte dazu, dass Macris Parteifreundin María Eugenia Vidal die meisten Stimmen auf sich vereinte und, da es in der Provinz keine Zweitwahl gibt, zur Gouverneurin gewählt wurde. Und dies wiederum hat auch Macri Stimmen eingebracht.
Doch jetzt hat Cristina K. einen viel größeren Fehler begangen. Statt es bei den PASO-Wahlen mit Florencio Randazzo aufzunehmen, den sie bequem besiegt hätte, so dass sie dann die Kandidatin der ganzen Justizialistischen Partei gewesen wäre, ist sie aus der Partei ausgetreten und hat ein neues Wahlbündnis mit mit allerlei unbedeutenden Parteien gebildet. Die “Bürgerunion”, eine euphemistische Bezeichnung für eine linke Gruppierung, beruht allein auf der Person Cristinas. Dadurch hat sie Randazzo die Marke “Justizialistische Partei” kampflos überlassen, so dass er die vielen Stimmen derjenigen erhält, die prinzipiell diese Partei wählen, ohne auf die Personen zu schauen. Somit tritt der Peronismus dreigeteilt auf, einmal mit Cristina K., dann mit Randazzo und schließlich auch mit Sergio Mazza, dessen Erneuerungsfront im Wesen auch eine Abspaltung des Peronismus ist, auch wenn Nichtperonisten mitmachen, wie es auch bei Perón 1973 der Fall war, als er die Frejuli-Koalition bildete. Das gibt wiederum Macri die Möglichkeit, als erste Minderheit aufzutreten und eventuell einen Senator der Provinz Buenos Aires zu erhalten.
Hinzu kommt noch der Umstand, dass Cristina K. von allerlei diskreditierten Figuren unterstützt wird, wie D´Elía, Esteche, Boudou, und nicht zuletzt Hebe den Bonafini, die von einer friedlichen Mutter, die um ihren verlorenen Sohn trauert, zu einer Kirchner-Aktivisten geworden ist, die Gewalt predigt, und Geld, das für Wohnungen bestimmt war, in ihre Tasche gesteckt hat. Im Volksmund heißt es: Mit Freunden wie diesen, braucht man keine Feinde.
Cristina K. leistet Macri weitere Hilfe, wenn ihre Leute gewalttätig auftreten, wie es in der Vorwoche auf der “9 de Julio” der Fall war. Die Gesellschaft will in Frieden leben. Letztendlich dürften Macri auch die Prozesse wegen Korruption helfen, die Cristina K. und ihre Mitarbeiter betreffen, zu denen ständig neue und mehr konkrete Einzelheiten hinzukommen. Wenn die brasilianische Regierung noch die Liste der Empfänger der 35 Millionen Dollar bekannt gibt, die der Baulöwe Odebrecht in Argentinien gezahlt hat, kann Cristina K. noch einen Stoß erhalten, der Macri zum Sieg verhilft.
Meinung
Trump gegen die Presse
Von Stefan Kuhn
Die Aufregung war groß, nachdem US-Präsident Donald Trump am Sonntag ein verpixeltes Filmchen über den Kurznachrichtendienst Twitter verbreitet hatte. Darauf ist zu sehen, wie er einen Mann verprügelt, dessen Gesicht vom Logo des Nachrichten TV-Kanals CNN verdeckt wird. Wollte der mächtigste Mann der Welt damit etwa zur Gewalt gegen die Medien aufrufen? Wohl kaum. Es ist unwahrscheinlich dass er so weit denkt. Der Video-Clip entspricht seiner Art von pubertärem Humor. Trump hat sich das Machwerk von einem stramm rechten Autor geliehen. Es hat ihm gefallen, und er hat es in kindlicher Freude weiterverbreitet. Der Urheber hat sich inzwischen für das Video entschuldigt. Er habe nicht über mögliche Folgen nachgedacht. Trump hat das nicht getan.
Folgen könnte es in einer waffenstarrenden gewalttätigen Gesellschaft, wie sie in den USA herrscht, durchaus haben. Immerhin haben 63 Millionen US-Amerikaner Trump gewählt. Selbst wenn man diejenigen abzieht, die dies nicht aus Überzeugung getan haben, dürfte immer noch eine zweistellige Millionenzahl derer übrig bleiben, die ähnlich denken wie er. Trump fühlt sich von der Presse verfolgt. Sie verbreitet Lügen über ihn und hindert ihn daran, das zu tun, was er tun will. Der Präsident selbst hat der Presse den Krieg erklärt, das Video ist dabei nur ein geschmackloser vorläufiger Höhepunkt. Es ist mehr als wahrscheinlich, dass jemand das ernst nimmt und Trump von der Journalistenplage befreien will. Von der anderen Seite des politischen Spektrums aus ist ähnliches auch ohne Hasspropaganda bereits geschehen. Vor wenigen Wochen schoss ein Anhänger des Demokraten Bernie Sanders auf republikanische Abgeordnete.
Natürlich ist dieser inszenierte Pressekrieg nur ein Ablenkungsmanöver. Attacken wie das Video sorgen in erster Linie dafür, dass die Analysen von Trumps politischem Wirken in den Hintergrund treten. In politischen Talk-Shows wird plötzlich nicht mehr über den Russland-Skandal, Klima, Einwanderungsstopp oder Obamacare diskutiert, sondern über das dümmliche Video. Trumps Angriffe auf die Presse haben einen anderen, recht simplen Grund. Seriöse Medien haben ihn immer wieder der Lüge entlarvt. Nur wenige seiner Behauptungen hielten Faktenchecks stand. Der in die Enge getriebene Präsident reagierte, in dem er die Medien selbst der Lüge bezichtigte. Ein nachvollziehbarer Schritt, denn mit Fakten konnte er kaum kontern.
Man darf Medien kritisieren, man muss das sogar tun. In demokratischen Systemen werden sie neben Exekutive, Legislative und Judikative als vierte Gewalt bezeichnet. Sie decken Skandale auf, kontrollieren die Mächtigen. Das brachte immer auch die Frage auf: Wer kontrolliert die vierte Gewalt? Ganz unberechtigt war die Frage nicht, obwohl die Medien natürlich rechtliche Rahmenbedingungen haben - vor allem strafrechtliche. Es gab dennoch immer Leitmedien, die so mächtig waren, dass sie Politiker zu Fall bringen konnten, auch wenn die Enthüllungen über diesen Menschen maßlos übertrieben oder gar falsch waren. Das sind allerdings Ausnahmen, denn in der Regel kontrollieren sich die Medien gegenseitig. Die meisten haben eine politische Tendenz, aber selbst wenn nicht, es wird immer ein anderes Medium geben, das eine Skandalgeschichte zu widerlegen versucht. Selbst Trump hat seinen Haussender, den konservativen Nachrichtenkanal Fox News, der eine Art Hofberichterstattung betreibt.
Abgesehen davon ist die Diskussion um eine Kontrolle der traditionellen Medien obsolet. Gefahr droht aus dem Internet. Dort werden Falschmeldungen, Lügen und Verschwörungstheorien unkontrolliert millionenfach verbreitet. Dagegen hilft selbst das Strafrecht wenig. Während in Zeitungen, Radio und TV für gewöhnlich gut recherchierte Beiträge veröffentlicht werden, bei denen man den Autor oder zumindest den Verantwortlichen namentlich kennt, sind die „Fake News“ im Internet in der Regel anonym. Selbst wenn man die Identität der Autoren enttarnt, zur Verantwortung gezogen werden sie selten. Trump hat solche Fake News im Wahlkampf regelmäßig verwendet. Vielleicht kritisiert er deshalb so vehement die traditionellen Medien. Wenn er sie ständig der Lüge bezichtigt, wird schon etwas hängen bleiben. So könnte er die Deutungshoheit über seine Politik erlangen. Im Netz wüten viele seiner Hooligans.
Das ist natürlich ein Trugschluss. Trump wurde nur von rund 27 Prozent der US-Wahlberechtigten gewählt. Eine breite Mehrheit dürfte nach wie vor ihn für den eigentlichen Lügner halten. Die Gefahr ist nur, dass er mit den Attacken seine eingefleischten Anhänger noch mehr radikalisiert.
Der Kampf mit der Presse ist ein universeller Charakterzug von Politikern mit der Tendenz zum Autoritären. Selbst in Demokratien wie Argentinien brannte er jahrelang. So ließ Ex-Präsidentin Cristina Kirchner den Slogan „Clarín lügt“ über die größte Tageszeitung des Landes verbreiten, versuchte den Medienkonzern zu enteignen und entzog kritischen Presseorganen, darunter auch das Argentinische Tageblatt, Regierungsanzeigen. In anderen Ländern wie Venezuela, Russland oder der Türkei, formell auch Demokratien, gehen die Herrschenden nicht so subtil vor. Dort werden kritische Medien einfach geschlossen. So weit ist Trump noch nicht. Er auch nicht so weit kommen, denn noch funktioniert die Gewaltenteilung in den USA.
Meinung
Randglossen
Dieses Jahr werden landesweit Parlamente gewählt, zunächst die Kandidaten in den unter dem Kürzel PASO bekannte Vorwahlen im August und im Oktober in den allgemeinen Wahlen für Senat und Kongress, Provinzparlamente und Gemeinderäte. Die meisten Kandidaten sind wenig bekannt und müssen sich zunächst bemühen, bei den bekannt zu werden. Da für 18- bis 75-Jährige Wahlpflicht gilt, muss man zu den Urnen schreiten, denn Wahlverweigerern drohen gegebenenfalls Strafen oder Nachteile. Im Prinzip ist die Wahlpflicht ein Anachronismus, heute muss man die Wahlberechtigten nicht mehr zur politischen Emanzipation zwingen. Nicht anachronistisch, sondern grotesk ist die erst seit wenigen Jahren geltende Wahlpflicht bei den PASO-Wahlen. Da müssen sich die Wahlberechtigten für Parteien entscheiden, denen sie nicht angehören, und Kandidaten, die sie meist nicht kennen. Eine widersinnige und undemokratische Prozedur, vor allem, weil die meisten Parteien gar keine Gegenkandidaten aufgestellt haben.
Was will der Mann eigentlich? Einerseits ist es verständlich, dass sich der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan über ein Auftrittsverbot vor türkischen Landsleuten in Deutschland aufregt. Aber was hat er erwartet, nachdem er deutschen Abgeordneten verwehrte, in der Türkei stationierte Bundeswehrsoldaten zu besuchen? Dass man für den osmanischen Großsultan eine Ausnahme machen würde? Beleidigt wirft er Deutschland vor „politischen Selbstmord“ zu begehen. Der Mann ist politisch gesehen ein Autist. Es wäre politischer Selbstmord gewesen, wenn man ihn hätte reden lassen. In Deutschland stehen Bundestagswahlen an, und über 80 Prozent lehnen den Auftritt des türkischen Autokraten ab, der Deutschland permanent beleidigt.
Massives Polizeiaufgebot, Angst vor Terroranschlägen und vor unkontrollierbaren Globalisierungsgegnern. In Hamburg herrscht Ausnahmezustand, der G20-Gipfelt tagt. Gekrönte und ungekrönte Häupter treffen sich in der Hansestadt, denn Deutschland hat turnusmäßig die Präsidentschaft und muss das Treffen ausrichten. Der Klub der 19 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer und der EU ist natürlich bedeutend und vermutlich wichtiger als die elitäre G7-Gruppe. Die Treffen aber wären selbst ohne Proteste oder Terrorgefahr eine logistische Mammutaufgabe. Viele Hamburger zogen es vor, das Wochenende für einen Kurzurlaub zu nutzen. Noch drei Tage, dann ist der Spuk vorbei. Der G20-Gipfel endet, und Hamburg wird wieder Hamburg sein. Im nächsten Jahr ist Buenos Aires an der Reihe.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im Juli: +29,8%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschließlich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Juni 2017 mit $ 226,59 Mio. um 29,8% über dem gleichen Vorjahresmonat. In sechs Monaten 2017 lagen die Einnahmen mit $ 1,22 Bio. um 30,7% über dem Vorjahr. In den ersten Monaten des Jahres wirkte sich die Weißwaschung aus.
Im Einzelnen war die Entwicklung wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 62,12 Mrd.,+26,9%.
- Mehrwertsteuer: $ 62,11 Mrd., +29,8%. Hier stieg der Erlös der direkt vom Steueramt eingenommenen Steuer um 29,6% auf $ 33,31 Mrd., während die vom Zollamt einbehaltene MwSt. um 35,2% auf $ 14,82 Mrd. zunahm. Die Rückgabe der MwSt. an Exporteure (für die in den Exportprodukten enthaltene MwSt.) stieg um 266,7% auf $ 1,1 Mrd.
- Interne Steuern: $ 5,40 Mrd., +47,2%. Hier hat sich die Zunahme der Zigarettensteuer ausgewirkt.
- Exportzölle: $ 5,47 Mrd.,+10,9%. Die Abschaffung, bzw. Verringerung dieser Zölle hat sich weiter ausgewirkt.
- Importzölle: $ 5,74 Mrd., +21,8%.
- Benzinsteuer: $ 3,96 Mrd., +40,5%. Hier kommt die Preiserhöhung zum Ausdruck, die kaum Einfluss auf den Verbrauch hatte.
- Andere Brennstoffsteuern (Dieselöl u.a.): $ 1,97 Mrd., +41,0%.
- Weitere Brennstoffsteuern (Dieselöl, Pressgas und Sondersteuer auf Benzin): $ 3,68 Mrd.,+6,0%.
- Schecksteuer: $ 14,38 Mrd., +28,1%.
- Sozialabgaben: $ 54,19 Mrd., +27,5%. Die Zunahme entspricht etwa den Lohnerhöhungen.
Von den gesamten Einnahmen vom Juni entfielen 41,42% auf den Nationalstaat, 22,9% auf die ANSeS, 31,61% auf die Provinzen und 4% wurden für die AFIP-Ausgaben u.a. Zwecke bestimmt.
Wirtschaft
Das Kohlenberg- und Kraftwek in Río Turbio: Megakorruption und gigantische Vergeudung
Staatsanwalt Carlos Stornelli hat im Fall des Kohlebergwerkes in Río Turbio, Provinz Santa Cruz, und des dort errichteten Kraftwerkes eine hohe Entwendung öffentlicher Gelder und eine phänomenale Vergeudung dieser Mittel festgestellt und angezeigt. Die einzelnen Schlussfolgerungen lauten wie folgt, wobei die Umrechnung der Pesobeträge auf Dollar eine Schätzung von uns ist:
- Es besteht ein Betrug am Staat von mindestens $ 264 Mio. In Dollar berechnet wären es weit über u$s 40 Mio.
- Zwischen 2005 und 2015 überwies das Schatzamt insgesamt $ 26 Mrd. an das Bergbauunternehmen Yacimientos Carboníferos Río Turbio (YCRT), was umgerechnet zum jeweiligen Kurs um die u$s 4 Mrd. ergibt.
- Die Investitionen, die der Staat finanziert hat, schließen auch eine Eisenbahn für Touristen ein (genannt “Eva Perón”), mit einer Strecke von 260 km für die $ 420 Mio. ausgegeben wurden (über u$s 60 Mio.), obwohl die Bahn nicht gebaut wurde. Nur eine Lokomotive wurde gekauft.
- Obwohl das Bergwerk 2010 schon laut Projekt 2 Mio. Tonnen Kohle erzeugen sollte, waren es in jedem Jahr nur 48.000 Tonnen. 2013 lag die Förderung noch bei 190.000 Tonnen
- Die Stollen des Bergwerkes verfügen über 70% weniger Gänge als vorgesehen war. Von den 37.975 Metern Stollen, die zwischen 2011 und 2015 ausgegraben werden sollten, wurden nur 11.244 Meter effektiv gebaut. Der ganze Bergbau befand sich Ende 2015 in einem total verkommenen Zustand.
- Ein Transportband für Kohle von 5 km wurde in der Mine errichtet, das 1,2 Mio. Jato Kohle befördern sollte. Es steht von Anfang an still.
- Die Belegschaft wurde unter den Kirchners um 233% erhöht. Die Arbeitszeit wurde 2007 von 8 auf 6 Stunden täglich verringert, bei 5 statt bisher 6 Arbeitstagen pro Woche.
- Im Jahr erhielt das Unternehmen staatliche Zuwendungen von $ 1,11 Mrd. Der Erlös aus dem Verkauf der Kohle erreichte in diesem Jahr $ 8,2 Mio, also nicht einmal 1% der Ausgaben. Von den Ausgaben entfielen $ 831 Mio. auf Löhne und Gehälter und nur $ 127 Mio. auf Investitionen.
- Die Ausgaben von YCRT wurden zum Teil über eine Stiftung der nationalen technologischen Universität (UTN) bestritten, mit der 451 Abkommen mit 91 Zusätzen unterzeichnet wurden. Dadurch, dass die finanziellen Mittel an diese Stiftung gingen, und dann von dieser für YCRT eingesetzt wurden, gab es keine öffentliche Ausschreibungen. Die Stiftung hat dabei 21% des Betrages, der ihr für diesen Zweck überwiesen wurde, einbehalten. Es wird angenommen, dass diese Mittel und auch die, die aus Überpreisen stammen, an Planungsminister Julio de Vido u.a. hohe Beamte gingen.
- Das Kraftwerk von 240 MW kostete schließlich u$s 1,72 Mrd. nachdem der Preis, zu dem es zugeschlagen worden war, 11 Mal erhöht wurde, was insgesamt eine Zunahme des Preises von 90,28% ergibt. Das Kraftwerk wurde von Cristina K. im Oktober 2015 feierlich eingeweiht, konnte jedoch bisher nicht in Betrieb genommen werden, weil kein Brennstoff vorhanden ist. Es benötigt 1,2 Mio. Jato Kohle. Da diese nicht erzeugt werden kann, sollte eine Gasleitung gebaut werden, die jedoch nicht einmal ausgeschrieben wurde.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,40, gegen $ 16,68% in der Vorwoche, und lag somit um 7,61% über Ende Dezember 2016. Das ist weniger als die interne Inflation, gemessen mit dem Index der Konsumentenpreise Die ZB hat der Hausse nicht direkt mit Dollarverkäufen entgegengewirkt, jedoch den Zinssatz für kurzfristige Lebac auf 26% erhöht, nachdem er schon einige Tage vorher von 25,50% auf 25,80% angehoben worden war. Die ZB-Reserven lagen mit u$s 47,79 Mrd., knapp über der Vorwoche, als es u$s 47,70 Mrd. waren. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.5.18 bei $ 18,37, was einen Jahreszinssatz von 18,69% zum Ausdruck bringt. Der Terminmarkt hat sich trotz des Kurssprunges der letzten Woche ruhig verhalten.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 4,77%, und lag dabei um 32,50% über Ende 2016.
***
Die argentinischen Staatstitel standen in einer Woche zum Mittwoch unter Baissedruck. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: -0,47%; Argentina 2021: --0,93%; Argentina 2026: -1,52%; Argentina 2046: -2,18%; Bonar 2024: -1,16%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad), am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 365,03 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 340), und bei 24 Karat zu $ 521,47 ($ 485,71).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 3.7.17 um 25,35%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 31,69% zu.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 3.7.17 um 24,49% auf $ 1,72 Bio, und die gesamten Pesokredite nahmen in der gleichen Periode um 26,11% auf $ 1,11 Bio zu. Die Dollardepositen stiegen in dieser Periode um 73,86% auf 26,67 Mrd, wobei sie in den letzten 30 Tagen um 1,06% abgenommen haben, weil Dollarsparer auf Schatzscheine in Dollar übergegangen sind. Die gesamten Dollarkredite stiegen um 100,12% auf u$s 13,03 Mrd.
***
Die lokale Fabrikation von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern lag im Juni mit 45.496 Einheiten um 9,2% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 0,5% über Mai 2017. Die Lieferungen an die Agenturen lagen mit 80,172 Kfz. um 26,9% über dem Vorjahr und um 0,8% über dem Vormonat. Die Exporte betrugen 19.701 Einheiten, 36,1% über dem Vorjahr und 1,3% unter Mai 2017. Ohne die Veränderung der Lagerbestände zu berücksichtigen, betrug der Import somit 54.377 Einheiten, was 67,82% der lokalen Lieferungen ausmacht. Die Importe lagen um 176% über den Exporten, während es beim Austausch mit Brasilien gemäß dem System des kompensierten Austausches nur 50% sein dürfen.
***
Der Verband der Kfz-Fabrikanten Adefa teilt mit, dass Joachim Mayer, Präsident von Mercedes Benz Argentina, zum Vorsitzenden gewählt wurde, an Stelle von Luis María Ureta Senz Peña, Präsident von Peugeot-Citroen Argentina.
***
Der Asphaltkonsum lag im Juni mit 50.788 Tonnen um 83% über dem gleichen Vorjahresmonat und der Zementkonsum lag mit im gleichen Monat mit 1,1 Mio. Tonnen um 16,1% über dem Vorjahr und um 3,6% über Mai 2017. Hier kommt der starke Impuls der öffentlichen Bauten, vor allem von Straßen, zum Ausdruck.
***
Die Industrieproduktion ist im Mai zum ersten Mal in 16 Monaten im interannuellen Vergleich gestiegen, berichtet das INDEC. Der EMI-Index (“Estimador Mensual Industrial”), der auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten aufgestellt wird und daher unvollständig ist, lag im Mai 2017 um 2,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, nachdem er noch im April 2017 ein Minus von 2,6% verzeichnet hatte. Die letzte interanuelle Zunahme entfällt auf Januar 2016. Die ersten 5 Monate 2017 liegen um 1,4% unter dem Vorjahr. Die Entwicklung war im Mai sehr unterschiedlich, mit bedeutenden Zunahmen bei Kfz (+17,4%), Metallmechanik (+11,6%), Kautschuk und Kunststoffen (+5,9%), Nahrungsmitteln (+3,9%), nicht metallischen Erzen (+2,7%), Stahl und Aluminium (+2,6%) und Chemie (+0,5%), und Abnahmen bei Zigaretten u.a. Tabakwaren (-15,2%), Textilien (-13,3%), Verlag und Druckerei (-11,9%), Papier und Pappe (-10,2%) und Erdölprodukten (-0,4%).
***
Die Bauwirtschaft weist eine besonders starke Erholung auf. Der Index ISAC (“Indicador Sintético de la Actividad de la Construcción”), den das INDEC berechnet, lag im Mai um 10,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. Somit liegen die ersten 5 Monate 2017 um 5,1% über dem Vorjahr. Die Zahl der Gesuche für Bauten lag im Mai in 41 Gemeinden (einschließlich der Bundeshauptstadt) um 26,3% über dem Vorjahr. In 5 Monaten 2017 beträgt die Zunahme 5,9%. Die Nachfrage nach Baumaterialien ist im Mai stark gestiegen, mit folgenden interannuellen Zunahmen: Asphalt: +70,9%; Rundeisen: +13,9%; Farben: +11,9%; Gipsplatten: +11,9%; Fußböden und keramische Wandverkleidungen: +10,2%; Zement: +9,8%.
***
Der Lohnindex des INDEC verzeichnet im 1. Quartal 2017 eine Zunahme von 5,8% gegenüber dem 4. Quartal 2016. Bei den Schwarzarbeitern betrug die Zunahme 6,7%, bei den eingetragenen Arbeitnehmern 6,2% und bei den Staatsangestellten 4,7%. Im März lag der Index um 2,9% über Februar, mit 4,9% bei den Schwarzarbeitern, 1,5% bei den eingetragenen privaten Arbeitnehmern und 4% bei den Staatsangestellten.
***
Eine Studie der Consulting-Firma von Miguel Bein ist zum Schluss gekommen, dass die Tarife der staatlich regulierten öffentlichen Dienste um 70% zunehmen müssten, um den realen Stand zu erreichen, den sie in der Konvertibilitätsperiode (1991-2001) hatten. Dabei sind die Tarife schon unter der Macri-Regierung um durchschnittlich 85% erhöht worden, was im Jahr 2016 mit 6 Prozentpunkten zur Zunahme des Indices der Konsumentenpreise beigetragen hat, und dieses Jahr weitere 3,5 Prozentpunkte hinzufügen wird.
***
Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, hat ein Veto gegen das provinzielle Gesetz verfügt, das die Übernahme der Farbenfabrik Cintoplom, im Vorort Ciudadela, durch eine Genossenschaft der Belegschaft, um drei Jahre verlängert. Sie beruft sich dabei auf ein Urteil des Obersten Gerichtshofes der Provinz, das in einem anderen Fall bestimmt hat, dass die Mechanik der ständigen Verlängerungen verfassungswidrig sei, weil der Staat nach einer gewissen Zeit gezwungen sei, dem Inhaber des Unternehmens einen Betrag für die Enteignung zu zahlen. Bei den zahlreichen Übernahmen von Unternehmen, die von ihren Besitzern geschlossen wurden, durch Belegschaftsmitglieder, bleibt das Problem des Rechtes des Besitzers auf eine Entschädigung ungelöst. Ebenfalls gehen die Gläubiger dabei leer aus. Die Lösung erfolgte in mehreren Fällen mit staatlichen Mitteln, was die Finanzen des Nationalstaates oder der Provinzen belastet. Abgesehen davon können diese Belegschaftsgenossenschaften meistens die Unternehmen auch nicht retten.
***
Der staatliche Betreiber von Fernverbindungssatelliten Arsat hat die Kapazität des zweiten Satelliten (Arsat 2) voll ausgelastet, gab der Präsident des Unternehmens, Rodrigo de Loredo, bekannt. Im Juni hat das Unternehmen 2,3 Mal so viel wie im Januar dieses Jahres eingenommen, so dass für ganz 2017 mit Einnahmen von u$s 15 Mio. gerechnet wird. Das Unternehmen benötigt jetzt keine staatlichen Subventionen mehr. Arsat ist es auch gelungen, eine Ausschreibung in den USA zu gewinnen.
***
Präsident Mauricio Macri hat zusammen mit dem Gouverneur von Jujuy, Gerardo Morales, einen Investitionsplan angekündigt, um die Produktion von Lithiumkarbonat zu verfünffachen, von 17.000 Tonnen auf 90.000 Tonnen. Für diesen Zweck sollen ca. u$s 1 Mrd. von privaten Firmen investiert werden, davon u$s 800 Mio. für das Lager “Salar de Caucharí”, wo die US-Firma Exar (die Halbleiter erzeugt), mit Lithium Americas, SQM und lokalen Partnern tätig ist. Weitere u$s 160 Mio. sind für das Lager Olaroz vorgesehen, wo die Firma “Salares de Jujuy” tätig ist. Diese Projekte sollen laut Gouverneur Morales 1.300 Arbeitsplätze schaffen.
***
Im 1. Quartal 2017 haben die Unternehmen, die ihre Aktien an der Börse von Buenos Aires kotieren, insgesamt umgerechnet Gewinne für u$s 1,4 Mrd. ausgewiesen, 95% über dem Vorjahr, teilt das argentinische Kapitalmarktinstitut (IAMC) mit, das von der Börse abhängt. Unternehmen, die in sechs Bereichen tätig waren, nämlich Gastransport, Gasverteilung, Stromtransport, Bauwirtschaft, Industrie und Landwirtschaft, wiesen letztes Jahr Verluste auf, und dieses Jahr nicht mehr. Doch in vier Bereichen gab es sowohl im Vorjahr wie dieses Jahr Verluste.
***
Bundesrichter Julián Ercolini hat die gerichtliche Intervention der Hotels Alto Calafate, Las Dunas und La Aldea, alle in Santa Cruz, angeordnet, die Cristina Kirchner, ihrem Sohn Máximo und ihrer Tochter Florencia gehören. Fachleute der AFIP werden diese Unternehmen untersuchen, und auch die Firma Valle Mitre, die Lázaro Baez gehört und das Hotel Alto Calafate bis Juli 2013 verwaltet hat. Der Richter hat auch das Vermögen dieser Unternehmen eingefroren und Aktienverkäufe verboten. Diese Unternehmen werden wegen Geldwäsche untersucht, was eventuell mit Steuerhinterziehung in Beziehung steht. Diese Hotels haben Zimmer an die Unternehmen von Lázaro Baez vermietet, die jedoch nie besetzt wurden. Hier wurde Geld, das Baez über Überpreise vom Staat erhalten hatte, an Cristina K. übertragen. Ebenfalls wurden Zimmer von Aerolineas Argentinas gemietet, die nur zum geringsten Teil besetzt wurden. Hier war die Übertragung von staatlichen Mittel auf Cristina K. direkt. Die Justiz schreitet ständig in der Aufdeckung der Kirchner-Korruption weiter.
***
Die Regierung hat eine Sonderkommission ernannt, die mit der Untersuchung des Vertrages betraut wird, der sich auf den Bau der U-Bahn auf der Strecke der Sarmiento-Bahn bezieht, die einem Konzern zugeschlagen wurde, der aus der brasilianische Odebrecht, der italienischen Ghella, der lokalen Iecsa (jetzt Sacde) und der spanischen Comsa bestand. Die Kommission soll aus 5 Delegierten des Transportministeriums und je einem der Schatzanwaltschaft und des staatlichen Kontrollamtes Sigen bestehen. Nachdem Marcelo Odebrecht in Brasilien gestanden hat, dass er u$s 35 Mio. an Schmiergeldern in Argentinien bezahlt hat, soll jetzt festgestellt werden, ob es bei diesem Vertrag Überpreise gegeben hat. Angeblich hatte der Vorsitzende der Kommission, die für diesen U-Bahnbau verantwortlich war, Ernesto Selzer, schon 2015 Überpreise festgestellt, die bis zu u$s 1 Mrd., reichen könnten, weshalb der damalige Wirtschaftsminister Axel Kicillof den Fall übernahm, der vorher nur Planungsminister Julio de Vido unterstand. Selzer hat seine Anzeige im März dieses Jahres vor Gericht bestätigt.
***
Ab letzten Sonntag wurde der Preis für Benzin um 7,2% und der von Dieselöl um 6% erhöht. Zunächst gilt dies für YPF, aber Shell und Axion (früher Esso) folgen dann sogleich. Die Zunahme ist vorwiegend auf die Abwertung zurückzuführen. Der Liter Superbenzin von YPF stieg von $ 18,43 auf $ 19,72.
***
Ende der Vorwoche hat das Finanzministerium die Ausgabe von Staatstiteln Bonar 2024 für u$s 4 Mrd. bekanntgegeben, die für eine sogenannte “Repo” eingesetzt werden. Die Titel werden den Banken Santander und Nomura als Garantie übergeben, und die Banken erteilen dem Schatzamt einen Kredit zum Libor-Satz plus 290 Basispunkte (gleich 2,9 Prozentpunkten) auf 18 Monate für u$s 1,5 Mrd. Außerdem sollen sich die Banken BBVA Francés, Citi Group, HSBC, JP Morgan und Deutsche Bank am Geschäft beteiligen. Die ZB hat schon Anfang 2016 ein Geschäft dieser Art für u$s 5 Mrd. vollzogen.
***
Die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) hat Argentinien einen Kredit für u$s 320 Mio. erteilt, der für das staatliche Unternehmen AYSA bestimmt ist und für die Ausweitung des Wasserversorgungs- und -entsorgungsdienstes in Groß-Buenes Aires eingesetzt werden soll.
***
Die Regierung hat bestimmt, dass in 75 Grenzstädten Käufe mit Kreditkarten auf 12 Monate zinslos finanziert werden können. Dies gilt zunächst bis zum 8. Oktober, kann aber bis Januar 2018 verlängert werden. Mit dieser Maßnahme soll dem Kauf von Konsumgütern in Nachbarländern entgegengewirkt werden, der zu einem starken Umsatzrückgang des Einzelhandels in diesen Grenzstädten geführt hat.
***
Der Mengenumsatz des Einzelhandels lag im Juni um 1,4% unter dem Vorjahr, aber um 15% über Mai 2017, berichtet der Verband CAME. Im ersten Halbjahr lag der Mengenumsatz um 3% unter dem Vorjahr.
***
Die Regierung hat die Firma Odebrecht für 12 Monate vom Register der Bauunternehmen, die der Staat verpflichten kann, ausgeschlossen. Auf der anderen Seite fordert Odebrecht die Zahlung von $ 700 Mio., die ihr AYSA wegen des Baus der Wasserreinigungsanlage am Paraná schuldet. Odebrecht weist darauf hin, dass die Anlage seit 2014 tätig ist, obwohl noch etwas für die Fertigstellung fehlt. An diesem Objekt waren außerdem die Firmen Benito Roggio, Cartellone und Supercemento beteiligt. Die Regierung untersucht inzwischen, ob es hier keine Überpreise gegeben hat, da das Objekt zu einem Preis zugeteilt wurde, der 25% über dem offiziellen Kostenvoranschlag lag.
***
Im Juni 2017 wurden 76.210 Kfz in das offizielle Register eingetragen, 39,8% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband Acara. Dies entspricht den Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden. Die Eintragungen lagen im ersten Halbjahr 2017 mit 451.178 Einheiten um 33,4% über dem Vorjahr. Lastwagen und Omnibusse lagen im Juni mit 2342 Einheiten um 74,5% und im ersten Halbjahr mit 12.687 Einheiten um 58,6% über dem Vorjahr. Automobile lagen im Juni mit 56.392 Einheiten um 42,3% über dem Vorjahr. Nutzfahrzeuge (Pickups u.a.) lagen im Juni mit 16.442 Einheiten um 29% und in sechs Monaten mit 98.927 Einheiten um 37,9% über dem Vorjahr. Im Juni war das meistverkaufte Modell der Renault nuevo Sandero, (3930 Einheiten), gefolgt vom VW Gol (3886), dem Chevrolet Onix (3450), der Pickup Hilux von Toyota (2856) und der Toyota Etios (2855).
***
Die Regierung hat durch Dekret 472/17 (Amtsblatt vom 3.7.17) beschlossen, die Beträge, ab denen interne Steuer auf Automobile erhoben wird, nicht zu erhöhen, so dass mehr Modelle erfasst werden. Bei Automobilen von über $ 350.000 beträgt der Satz der Steuer 10% (was effektiv 11,1% ausmacht), bei über 800.000 20% (effektiv 24%).
***
Die bilaterale Handelsbilanz mit Brasilien schloss im Juni mit einem Defizit für Argentinien von u$s 725 Mio. (+67,4% über dem Vorjahr), und im ersten Halbjahr 2017 mit einem von u$s 3,71 Mrd. (+61%), berichtet die Consulting-Firma abeceb auf Grund von Daten des brasilianischen Außenhandels- und Industrieministeriums. Die Importe nahmen im Juni im interannuellen Vergleich um 29% auf u$s 1,55 Mrd. zu, während die Exporte nur um 7,6% auf u$s 835 Mio. stiegen. Die Zunahme der brasilianischen Lieferungen entfällt weitgehend auf Kfz.
***
Im Juni wurden 44.499 Motorräder in das offizielle Register eingetragen (+55% gegenüber dem Vorjahr), und im ersten Halbjahr 324.427 Einheiten, (+50,6%), berichtet der Agenturenverband Acara. Dies entspricht dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. Die meistverkaufte Marke war Zanella.
***
Die Zahl der Immobilienübertragungen erreichte in der Stadt Buenos Aires im Mai 2017 5089, 39,7% über dem Vorjahr und 26,7% über April 2017, berichtet der Verband der Notare der Stadt. In Werten waren es $ 11,37 Mrd., 94,8% über dem Vorjahr und 27% über April 2017.
***
Der Regierungschef der Stadt Buenos Aires, Horacio Rodriguez Larreta, hat mit Landwirtschaftsminister Ricardo Buraylle vereinbart, dass der Rindermarkt im Stadtteil Liniers 2018 geschlossen wird. Das erlaubt der Stadt über 32 Hektar zu verfügen, die in die Stadt danach mit Wohnungen, Geschäften, sauberen Fabriken und freien Plätzen eingegliedert werden. Es ist die Rede davon, dass der Markt in die Nähe des Marktes an der Ausfahrtstraße nach Ezeiza verlegt wird. Indessen solle überhaupt kein neuer Markt errichtet werden, da der Rinderhandel viel besser über Internet vollzogen werden kann, wie es in fortgeschrittenen Staaten üblich ist. Dabei würden unnötige Transportkosten gespart, da die Rinder dann direkt vom Landwirt zum Schlachthof befördert werden, und es würden auch die Kosten des Marktes gespart, und der Gewichtsverlust verhindert werden, der beim Handel über Liniers besteht.
***
Seit Dezember 2015 hat die Macri-Regierung 9 staatliche Immobilien für insgesamt $ 84,43 Mrd. verkauft, wobei noch weitere 78 auf der Verkaufsliste stehen. Ende 2015 hatte die staatliche Agentur für Staatsgüter (AABE) 19.600 Immobilien im staatlichen Besitz eingetragen. Diese Zahl stieg danach auf 51.000, wobei geschätzt wird, dass es schließlich um die 80.000 sein werden. Zwei der jetzt verkauften Gebäude entfallen auf den staatlichen Informationsdienst AFI (Agencia Federal de Inteligencia). Der Verkauf der Immobilien bringt nicht nur Einnahmen für den Staat, sondern er fördert auch die Bautätigkeit, die dabei über mehr Bauflächen verfügt.
***
Der Oberste Gerichtshof hat in einem Urteil entschieden, dass der Arbeitnehmer bei einem verlorenen Prozess die Gerichtskosten und Anwaltshonorare zahlen muss. Es handelt sich um einem Fall, bei dem ein Arbeiter Klage vor Gericht eingereicht hatte, weil er einen Unfall bei der Fahrt zum Arbeitsplatz erlitt. Er hat sich danach jedoch nicht der ärztlichen Prüfung unterstellt, die das Gericht gefordert hatte, so dass der Richter erster Instanz und auch die Berufungskammer entschieden, dass die Klage unberechtigt war. Dennoch hatte die Kammer bestimmt, dass die Prozesskosten (von ca. 20% der geforderten Entschädigung) vom Unternehmen getragen werden mussten. Das hat jetzt der Oberste Gerichtshof widerrufen. Es handelt sich um einen kleinen Fortschritt bei der Rechtsprechung bei Arbeitsprozessen, die Präsident Macri mehrmals scharf kritisiert hat, und dabei auf Korruption von Richtern hingewiesen hat.
***
Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP will die Zahl der Postnet-Geräte, die den Einzelhandelsgeschäften erlauben, die Zahlung über Zahl- oder Kreditkarten zu erhalten, um 25.000 Stück pro Monat erhöhen, so dass es per Ende 2017 insgesamt, mit den schon bestehenden, 700.000 sind. Auf diese Weise soll die Steuerhinterziehung verringert werden, die bei Barzahlung sehr hoch ist, weil keine Spuren verbleiben.
***
Die ZB hat letzte Woche den Zinssatz für kurzfristige Lebac-Wechsel von 25,5% auf 25,8% erhöht.
***
Die Gehälter des Haushaltspersonals wurden ab 1. Juni um 12% erhöht, und im Dezember erfolgt dann eine zweite Erhöhung von ebenfalls 12% (auf den Lohn vom Mai, so dass die Zulage insgesamt 24% beträgt). Der Mindestlohn steigt dabei bei Personal, das nicht in der Wohnung schläft, ab 1. Juni auf $ 57,50 pro Stunde und $ 7.126,68 pro Monat, und ab 1. Dezember auf $ 71,30 und $ 8,836,86. Der Prozentsatz für Arbeit in ungünstigen Gegenden in Patagonien wird von 15% auf 20% (auf den Mindestlohn) erhöht.
***
In der Provinz Mendoza wurden 170 private Investitionsprojekte für über 4 Mrd. eingereicht, um von der Ausnahme der provinziellen Bruttoumsatzsteuer zu profitieren, die für neue Investitionen vorgesehen wurde. Die Provinzregierung hat jedoch ein Kontingent von $ 1 Mrd. festgesetzt, so dass die meisten Projekte abgelehnt werden, sofern das Kontingent nicht erhöht wird.
***
Die Entwicklungsbank für Lateinamerika (ehemals Andenkörperschaft, CAF, benannt) hat der argentinischen Regierung einen Kredit von u$s 120 Mio. für das Projekt zur Vermeidung der Überschwemmungen des Luján-Flusses gewährt. Außerdem wurden weitere u$s 100 Mio. für öffentlich-private Projekte bereitgestellt. Hinzu kommt noch ein Kredit von u$s 13 Mio. für ein Tourismusprojekt der Provinz Catamarca, das insgesamt u$s 17,14 Mio. ausmacht. Die CAF hat dem argentinischen Staat schon Kredite in Höhe von u$s 3,3 Mrd. zugesagt, die bisher nur zum Teil abgehoben wurden.
***
Die Abschaffung des Zollsatzes von 35% auf Computer, Notebooks und Tablets hat dazu geführt, dass nur noch ein Unternehmen diese Produkte im Land montiert, nämlich die Netbooks für das offizielle Programm “Conectar Igualdad”, das für Schulen bestimmt ist. Die Kammer der Fabrikanten von Büromaschinen (Camoca) weist darauf hin, dass dies zu ca. 6.000 Entlassungen geführt hat. Vor vier Jahren wurden fast 5 Mio Computer u. dgl. im Land montiert, und dieses Jahr werden es keine Million sein.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Nach 18 Jahren erfolglosen Verhandlungen haben jetzt Cecilia Malmström, die Handelsbeauftragte der Europäischen Union, und der argentinische Außenminister, Jorge Faurié, vereinbart, bis Dezember zu einer politischen Grundsatzeinigung zu gelangen, die anlässlich des Gipfeltreffens der Welthandelsorganisation, die im Dezember in Buenos Aires, stattfindet, angekündigt werden soll. Danach soll eine technische Diskussion eingeleitet werden, die eventuell noch Jahre beansprucht. Bisher waren die EU-Staaten, vor allem Frankreich, nicht bereit, ihren Agrarprotektionismus zu lockern, und Argentinien und Brasilien waren ebenfalls nicht bereit, den freien Import für Industrieprodukte zu gewähren. Faktisch könnte wohl nur ein Abkommen erreicht werden, das sich auf bestimmte Punkte beschränkt, wie ein erweiterter Zugang von Rindfleisch und Biodieselöl zum EU-Markt, und, auf der anderen Seite, eine Abschaffung. bzw. Verringerung der Zölle für ganz bestimmte Produkte und eine Verbesserung des Schutzes von geistigem Eigentum.
***
In Brasilien lag die Industrieproduktion im Mai um 0,8% über April und um 4% über Mai 2016, berichtet das statistische Amt IBGE. Gegenüber April wiesen 17 von 24 Bereichen der Industrie im Mai Zunahmen auf, wobei Kfz sogar um 9% höher lagen. Für ganz 2017 erwartet der Verband der Kfz-Agenturen eine Produktion von 2,07 Mio. 4,3% über dem Vorjahr.
***
Das Parlament der Europäischen Union hat mit 567 Stimmen, bei 65 Ablehnungen und 31 Stimmenthaltungen, das Abkommen über einen politischen Dialog und wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Kuba genehmigt. Es wird erwartet, dass dies zu erweitertem Handelsaustausch und EU-Investitionen führt. Die Annäherung der EU mit Kuba steht im Gegensatz zur Abkühlung, die US-Präsident Trump eingeleitet hat.
***
In Uruguay erreichte die Inflation (gemessen mit dem Index der Konsumentenpreise) in 12 Monaten zum Juni 2017 5,31%, der niedrigste Satz in 12 Jahren. Gegenüber Mai 2017 betrug die Zunahme 0,15%.
***
Geschäftsnachrichten
Lithium & Energy
Dieses kanadische Unternehmen hat 50% des Aktienpaketes von “Potasio & Litio Argentina” von Aberdeen International übernommen. Die Firma betreibt das Projekt “Sal de los Ángeles” in der Provinz Salta, das 15 Bergbaukonzessionen umfasst. Lithium & Energy besaß schon 50% des Vorhabens, und hat jetzt die andere Hälfte für u$s 5 Mio. in bar und u$s 6 Mio. in Aktien des Unternehmens gekauft. Die Firma ist sehr optimistisch, über die Zukunft der Lithiumproduktion.
Simplot
Dieses multinationale Unternehmen investiert u$s 100 Mio. in einer Fabrik für “pommes frites” in Luján de Cuyo, Provinz Mendoza, die eine Kapazität von 120.000 Jato von vorgekochten und gefrorenen Pommes Frites und Kartoffelpüree haben soll. Das hat Fabio Calcaterra bekanntgegeben, Inhaber des Unternehmens San Fili, das ein Abkommen mit Simplot abgeschlossen hat, um die notwendigen Kartoffeln zu liefern. Zu diesen Zweck hat die Firma schon 1500 ha in Pareditas de San Carlos, Mendoza, die mit künstlicher Bewässerung zählen, für den Anbau von Kartoffeln vorbereitet. Doch für die neue Fabrik sind insgesamt 4000 ha mit Kartoffeln notwendig. Die Fabrik soll 2018 in Betrieb und vornehmlich für den Export tätig sein, an erster Stelle nach Brasilien.
Telecom und Cablevisión
Das Telefonunternehmen und das Kabelfernsehunternehmen haben der Börse von Buenos Aires mitgeteilt, dass sie fusionieren, um ein Paket mit ihren verschiedenen Dienstleistungen zu bieten. Telecom, die vom Mexikaner David Martinez kontrolliert wird, und Cablevisón, vom Clarín-Konzern, bieten dann einen vierfachen Dienst, bestehend aus dem normalen Telefondienst, dem beweglichen Telefondienst (“Personal”), dem Breitband-Internetdienst und dem Kabelfernsehen. Dieser Dienst wird gemäß der neuen Regelung ab 2018 geboten. Diese Fusion soll gemäß Angaben der Unternehmen Investitionen in einer Infrastruktur mit neuer Technologie und auch in einem Netz von optischen Fasern ermöglichen, das eine hohe Geschwindigkeit bei den Fernverbindungen bietet.
Metalúrgica Calviño
Diese lokale Firma ist eine Partnerschaft mit der spanischen GRI Renewable Industries (vom Konzern Acek) eingegangen, um in ihrer Fabrik in Florencio Varela die Fabrikation von Metalltürmen für Windkraftwerke herzustellen. Es ist vorgesehen, 300 Türme pro Jahr zu erzeugen und dabei 350 Menschen zu beschäftigen. Die spanische Firma verfügt über 12 Fabriken, in Spanien u.a. Ländern, wo sie Anlagen für Windkraftwerke erzeugt. Doch auch Calviño hat schon vor 8 Jahren mit dem Bau dieser Anlagen begonnen. Die spanische Firma trägt hier vor allem die Technologie bei, die in den letzten Jahren stark fortgeschritten ist, so dass die Investition por KWSt. Strom geringer ist, was für die Wirtschaftlichkeit dieser Kraftwerke wesentlich ist.
Wirtschaftsübersicht
Wirtschaft im Schatten der Wahlen
Die Wahlkampagne ist voll ausgebrochen. In zwei Etappen, den PASO-Vorwahlen am 13. August und den Wahlen für die Erneuerung parlamentarischer Mandate am 22. Oktober, wird entschieden, ob und in welchem Umfang die Regierung politischen Rückhalt hat und somit notwendige Entscheidungen treffen kann, oder eben gelähmt wird. In diesen Wahlen entscheidet sich auch die Aussicht auf ein zweites Macri-Mandat im Jahr 2019.
Die PASO-Wahlen waren als interne Parteiwahlen gedacht, im Wesen um dem Justizialismus die Blamage von Parteiwahlen zu ersparen, bei denen sich nur einige tausend Parteimitglieder mit ihrem Ausweis melden. Denn die meisten Wähler dieser u.a. Parteien sind nicht eingetragene Mitglieder. Die Parteien führen als solche ein Schattendasein, was sie aus begreiflichen Gründen jedoch nicht offenlegen wollen.
Die PASO-Wahlen sind zu einer Art Umfrage entartet, bei der offenkundig wird, wie es um die Stimmen der einzelnen Parteien steht. Diese PASO-Wahlen haben die Wirkung, dass es bei der Oktoberwahl zu einer Polarisierung kommt, weil die Wähler von Parteien, die an dritter oder vierter Stelle, oder noch weiter unten zu stehen kommen, auf eine der zwei Koalitionen übergehen, die Chancen haben, zu gewinnen. Im Oktober kommt es somit sehr wahrscheinlich zu einer Option zwischen der Regierungskoalition Cambiemos (Verändern wir) und der von Cristina K., “Unidad Ciudadana” (Bürgerliche Einheit). Dabei nehmen politische Analysten an, dass viele der Wähler der Erneuerungsfront von Sergio Massa auf Cambiemos und viele des Justizialismus, den Randazzo leitet, auf Union Ciudadana übergehen, vor allem bei der Wahl der Senatoren, bei denen nur die zwei stärksten Parteien Mandate erringen können.
Der Gegensatz zwischen Macri und Cristina K. bringt die große Kluft zum Ausdruck, die zwischen beiden besteht. Wenn eine Option zwischen Parteien besteht, die im Wesen die Grundlagen des politischen Systems und der Wirtschaftsordnung beibehalten, und rationell denken und handeln, wie es in Deutschland mit CDU/CSU, SPD, Grünen und FDP der Fall ist, dann haben Wahlen keinen großen Einfluss auf die Regierungsfähigkeit der bestehenden Regierung. Wenn sie jedoch weit auseinanderklaffen, wie es in der Nachkriegszeit in Italien mit der regierenden konservativen „Christlichen Demokratie“ (Democrazia Cristiana) und einer starken kommunistischen Partei als Opposition der Fall war, dann schwächt dies die Regierung, zwingt sie ständig zu Kompromissen mit Parteien und Gruppen, die ihre Grundlinie nicht teilen, was die Entscheidungen, auf die es ankommt, besonders schwierig macht.
Eine Lage dieser Art besteht jetzt in Argentinien. Macri ist rationell und realistisch, setzt sich für Ordnung, volle Geltung des Rechtssystems und für soziale Marktwirtschaft ein, und denkt dabei langfristig, während Cristina K. emotionell und kurzfristig denkt, mit viel Phantasie, populistisch eingestellt ist und dabei Geld verteilt, das sie nicht hat, und mittel- oder langfristig ein Riesenproblem schafft, wie in Venezuela oder der Provinz Santa Cruz. Der Unterschied besteht nicht zwischen rechts und links, oder wie es Cristina und ihre Leute darstellen, zwischen einer Regierung für die Reichen und einer für das Volk. Das ist dummes Zeug. Die Macri-Regierung gibt den Armen die Aussicht, dass es ihnen langfristig besser geht, während Cristinas politische Agenda sie zur Armut und Abhängigkeit von Regierungsalmosen verdammt.
Die Korruptionsproblematik, die jetzt in den Vordergrund gerückt ist, hat dabei einen zweitrangigen Einfluss auf die Wahlen. Gewiss steht sie bei vielen, vornehmlich dem gehobenen Mittelstand, weit oben. Aber viele andere sind überzeugt, dass alle stehlen. Gewerkschafter, die selber korrupt sind und Personen, die Sozialhilfen erhalten, die keine Rechtfertigung haben, oder sonst Einkommen beziehen, die der Staat ohne Gegenleistung zahlt, all diese reden lieber nicht über Korruption. Wobei auch Politologen, die den Kirchners nahestehen, die These vertreten, dass Politiker einer Volkspartei stehlen müssen, weil sie sonst gegenüber der reichen Oberschicht im Nachteil sind und u.a. keine Wahlkampagne finanzieren können.
Wenn Cristina K. jetzt gewinnt, was bedeutet, dass sie in der Provinz Buenos Aires mehr Stimmen als Cambiemos erhält und auch landesweit einigermaßen gut abschneidet, dann wirft das einen schwarzen Schatten auf die Regierung. Denn das würde paralysierend auf Unternehmer wirken, vornehmlich bei Investitionsentscheidungen, die Aufnahme von Krediten im Ausland eventuell beeinträchtigen, den gewalttätigen “sozialen” Gruppen Auftrieb verleihen und Kompromisslösungen im Parlament behindern.
Verliert Cristina K., dann ist es genau umgekehrt. Dann ist Macri gestärkt und kann auch harte Maßnahmen durchführen. Wenn die ehemalige Präsidentin dabei besonders schlecht abschneidet, ist sie politisch liquidiert, so dass der Weg frei für Florencio Randazzo wäre, um die Führung des Justizialismus zu übernehmen, mit Gouverneuren und Bürgermeistern, die jetzt Cristina K. unterstützen, auf seiner Seite. Die meisten würden es als Erleichterung empfinden, dass Cristina K. weg ist. Die meisten verständigen sich ohnehin mit der Macri-Regierung (über Innenminister Rogelio Frigerio) und empfinden Cristina K. als ein Störungsfaktor.
Das würde eine ganz andere politische Konstellation schaffen, da Randazzo eine vernünftige Haltung hat und man davon ausgehen kann, dass er Macri sogar direkt oder unterschwellig unterstützen würde, damit er allerlei schwelende Probleme löst und ihm, falls er es schafft, 2019 die Präsidentenwahl zu gewinnen, eine Lage übergibt, die es ihm erlaubt, weitere Fortschritte auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet zu erreichen.
Die Bedeutung des Wahlergebnisses vom Oktober geht somit weit über das Formelle hinaus, also die Zahl der Senatoren und Deputierten von Macri und der Opposition. Es handelt sich um eine Grundsatzentscheidung über das Schicksal Argentiniens. Und gerade weil die Gesellschaft dies intuitiv erfasst, haben diese Wahlen eine unmittelbare lähmende Wirkung auf die Wirtschaft. Was jedoch nicht bedeutet, dass jetzt alles still steht. Die Aufwärtstendenz der Konjunktur dürfte weitergehen und sich sogar beschleunigen, und es wird weiter Änderungen geben, mit denen die verfahrene Lage, die Macri geerbt hat, schrittweise eingerenkt wird. Aber es wird eben alles viel schwieriger.
Wirtschaftsübersicht
Billigere und bessere Staatsinvestitionen
Das Schatzministerium und das Transportministerium berichten, dass die Regierung jetzt beim Bau von Straßen im ganzen Land Offerten erhält, bei denen die Preise in konstanter Währung, also ohne die Inflationswirkung, um 40% unter denen liegen, die unter den Kirchner-Regierungen gezahlt worden seien. Der Unterstaatssekretär im Schatzministerium, Guido Sandleris, erklärte, zwischen 2012 und 2015 seien umgerechnet um die u$s 2,2 Mrd. an Überpreisen beim Straßenbau gezahlt worden. Das für dies zuständige Amt “Vialidad Nacional”, geleitet von Javier Iguacel, der über das Thema gut Bescheid weiß, hat die schon zugeteilten und in Bau befindlichen Straßen einer gründlichen Kontrolle unterzogen, und dabei hohe Überpreise aufgedeckt, angeblich von bis zu 30% des Preises, die bei einer Neuverhandlung gestrichen wurden. Die fast u$s 9 Mio. die der ehemalige Bausekretär José López in einem Kloster verstecken wollte, hängen direkt damit zusammen.
Aber außerdem wurde jetzt die Methode der Ausschreibung und Zuteilung geändert, und dabei gab es Offerten, die unter dem offiziellen Kostenvoranschlag liegen. Die Strecke der Straße 3, die Comodoro Rivadavia mit Caleta Olivia verbindet (Provinz Chubut), wurde unter der Regierung von Cristina K. mit einem Kostenvoranschlag von $ 3 Mrd. ausgeschrieben, aber zum Glück nicht zugeschlagen. Unter der Macri-Regierung wurde die gleiche Strecke für $ 2,07 Mrd. ausgeschrieben und schließlich zu $ 1,5 Mrd. zugeteilt. Bei der Autobahn von San Francisco bis Rio Primero (Provinz Córdoba) lag die Offerte, die den Zuschlag erhielt, um 17% unter dem Kostenvoranschlag von $ 7,43 Mio. Und in anderen Fällen war es ähnlich.
Die Tatsache, dass die Bauunternehmen sich jetzt bereit erklären, billiger zu bauen, beruht nicht nur nur auf der Tatsache, dass jetzt keine Schmiergelder einberechnet werden müssen, wie es unter den Kirchners die Regel war. Um niedrige Kosten zu erreichen, müssen einmal die Zahlungen der Bauzertifikate kurzfristig erfolgen, so dass die Unternehmen keine Verzögerungen beim Bau erleiden, die sehr kostspielig sind, weil die fixen Kosten und die Zinsen auf den schon eingesetzten Betrag für eine längere Periode bestehen und die Gesamtkosten in die Höhe treiben. In der Vergangenheit haben viele öffentliche Bauten wegen der Verzögerung bei der Finanzierung und dem schleppenden Baurhythmus, zwei und drei Mal so viel gekostet, wie es hätte sein sollen. Es genügt nicht, dass sich die zuständigen Beamten bemühen, dass die Zertifikate pünktlich bezahlt werden. Es muss ein gesetzlich verbrieftes System geben, gemäß dem die finanziellen Mittel für ein Projekt bei der Ausschreibung gesichert werden. Das gibt es jedoch nicht, so dass es jederzeit wieder Verzögerungen geben kann, wenn das Schatzamt nicht über ausreichende Mittel verfügt. Das wissen die Unternehmen und müssen es bei ihrer Kalkulation berücksichtigen.
Das Straßenbauamt hat auch verfügt, dass die Offerten über Internet allgemein zur Verfügung stehen, so dass auch Dritte Kritik üben können. Doch damit und mit der Ausmerzung der Korruption und auch mit der gesicherten Finanzierung, genügt es nicht. Es muss zum einen gute Projektstudien geben, wobei für diesen Zweck eventuell Consulting-Firmen verpflichtet werden müssen, was nicht üblich ist. Und dann geht es um die Auswahl der Projekte, was strikte Kriterien voraussetzt. Beim Straßenbau haben Autobahnen prinzipiell Priorität vor normalen Überlandstraßen. In diesem Sinn ist es positiv, dass das Transportministerium berichtet, dass sich 1300 km Autobahnen in Bau befinden. In den 12 Kirchner-Jahren wurden keine 500 km gebaut. Was Prioritäten betrifft, so gab es unter den Kirchners nicht das geringste Verständnis für dieses Thema. So wurden Straßen in Santa Cruz gebaut, wo der Straßenverkehr minimal ist und außerdem die Erdstraßen gut sind, weil es kaum regnet und der Boden hart ist, statt sie in der zentralen Gegend des Landes zu bauen, wo der Straßenverkehr sehr dicht ist, und die Erdstraßen bei Regen unbefahrbar sind. Jetzt werden Straßen dort gebaut, wo sie wirklich notwendig sind.
Abgesehen vom Straßenbau besteht das gleiche Problem bei den Energieinvestitionen. Die Regierung untersucht jetzt schon zugeteilte Objekte mit einem Gesamtwert von $ 100 Mrd. (was um die u$s 6 Mrd. wären, wahrscheinlich jedoch mehr, weil ein Teil der Investition schon zu einem niedrigeren Wechselkurs durchgeführt wurde). Dabei wird jetzt viel gespart. Im Fall der Wasserkraftwerke in Santa Cruz wurden die Gesamtkosten schon um u$s 1,4 Mrd auf u$s 4,7 Mrd. verringert, indem das Projekt grundsätzlich geändert wurde. In mehreren anderen Fällen sind schon Kostenverringerungen erreicht worden, und in anderen wird mit den Unternehmen, denen die Objekte zugeteilt wurden, verhandelt.
Indessen fehlt noch eine rationelle Entscheidung im Fall des Kohlebergwerks und Kraftwerks Rio Turbio, Provinz Santa Cruz. Der Verwalter des Bergwerkes Omar Zeidan, hat jetzt hohe Investitionen angekündigt, um das Kraftwerk in Betrieb zu nehmen. Das setzt voraus, dass die Kohleförderung verfünffacht wird, oder eben das Kraftwerk auch mit Gas betrieben wird, wozu eine neue Gasleitung notwendig ist. All dies würde über eine Milliarde Dollar kosten und ist im Wesen grober Unfug. Das Kraftwerk muss demontiert werden und irgendwo in der Nähe der Bundeshauptstadt oder dort aufgestellt werden, wo der Konsum liegt. Und für das Bergwerk sollte auch kein Geld für Investitionen vergeudet werden. Es muss verkleinert werden, um gelegentlich geschlossen zu werden, nicht nur weil es unwirtschaftlich ist, nur mit hohen Subventionen erhalten werden kann und eine minderwertige Kohle erzeugt, sondern aus Gründen des Klimaschutzes. Die Entscheidung kann nicht dem Verwalter des Unternehmens überlassen werden, auch nicht dem Energie- und Bergbauminister Aranguren, sondern sie muss von Präsident Macri getroffen werden. Denn es handelt sich um eine politische Entscheidung.
Bei staatlichen Investitionen können bestimmt mehrere Milliarden Dollar pro Jahr gespart werden, und es kann auch besser investiert werden. Denn diese Investitionen tragen zum wirtschaftlichen Wachstum bei, im Fall von Autobahnen und Eisenbahnen sowie Kraftwerken im Allgemeinen sehr viel, aber in anderen Fällen weniger und im Fall von Río Turbio überhaupt nicht. Die Regierung muss sich der Tatsache bewusst sein, dass sie die Staatsinvestitionen in Werten verringern muss, um zur Senkung des zu hohen Defizits der Staatsfinanzen beizutragen, aber gleichzeitig einen relativ hohen realen Stand dieser Investitionen erhalten und deren Wirkung durch eine gute Auswahl der einzelnen Objekte erhöhen muss. Dies klingt wie eine Quadratur des Kreises, ist es jedoch nicht. Dabei muss auch erreicht werden, dass die Weltbank und die Interamerikanische Entwicklungsbank die Kreditmasse, die sie Argentinien gewähren, erhöhen. Und schließlich können bestimmte Objekte ganz oder zum Teil privat durchgeführt, finanziert und dann instand gehalten werden, mit oder ohne Gebühr, die die Verbraucher oder der Staat zahlen.